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Banordnung und Bauzonenplan 
Von dipl. Ing. H. Fromumelt 

n. 
Gemeindebauordnung und Ueberbauungsplan 

Das Baugeeetz aus dem Jahre 1947 räumt den 
Gemeinden die Befugnis ein, im Einvernehmen 
mit der fürstlichen Regierung eigene Gemeinde-
bauordnungen zu erlassen Uber die Erschließung 
neuer Baugebiete und die Verbesserung bereits 
Überbauter Gebiete, faisbesandere in bezug auf 
Verkehrswege, Einteihmg der Baugebiete und 
die Bauweise, ferner über eine den Anforderun 
gen der Aesthetlk und des Heimatschutzes ent­
sprechende Bauart. Die Gemeindebauordnung ist 
vom verstärkten Gemeinderat zu beschließen, 
von der Regierung, welche daran die ihr gut 
scheinenden Ergänzungen oder Abänderungen 
vornehmen kann, zu genehmigen, amtlich kund­
zumachen und tritt vier Wochen nach erfolgter 
Kundmachung in Kraft. 

Die Aufstellung von Ueberbauungsplänen wird 
im Gesetz dam Gemeinderat Uberlassen. Er kann 
einen solchen von sich aus oder auf Begehren 
von Beteiligten erstellen. Ueberbauungspläne oder 
Abänderungen von solchen unterliegen der Ge­
nehmigung durch die Regierung. Durch den Ue-
berbawmgBplan. wenden (.geregelt:,-;, die Anlage 
neuer und die Korrektion ibestehehd&r Straßen, 
Wege and Plfttas, die Baulinien längs bestehen­
der oder vorgesehener Straßen, Wegen und Plät­
zen, die Höbenvenhältnisse der Straßen und We­
ge sowie der Plätze, die Bauweise, die Unter­
teilung des Gemeindegebietes in verschiedene 
ßebauungazonen und Zonen anderer Nutzung. 

Obwohl der Gesetzgeber zwei verschiedene 
Wege vorschreibt: für den Ueberbaiutmgsplan 
den mit Hilfe des ordentlichen Gemeinderates, 
für die Gemeindebauordnung den mit Hife des 
verstärkten Gezneinder&tes, muß festgestellt wer­
den, daß sich inhaltlich die beiden aufs engste 
berühren und Ubenohneiden. Technisch ausge­
drückt könnte man den Ueberbauungsplan als 
zeichnerischen Ausdruck dessen bezeichnen, was 
in den, verschiedenen Artikeln der Bauordnung 
schriftlich festgelegt ist. Praktisch am besten 
durabSUhrbar wird es daiher sein, wenn der für 
diesen Zweck gewählte verstärkte Gemeinderat 
das Studium der Unterlagen und die Ausarbei­
tung von Vorschlägen für die Bauordnimg und 
zumindest auch gleichzeitig für die Zoneneintei-
tung ein und derselben Fachkommission Uber­
trägt und die Vorschläge dann gemeinsam durch­
beratet und zum Beschluß erhebt. 

Wag enthält die Bauordnung? 

Einen wichtigen Teil ibildet die Zoneneintei­
lung, dann werden sich allgemeine Zonenbestira-
mungen als notwendig erweisen, schließlich dürf­
ten verschiedene Vollzugsbeatimmungen den Ab­
schluß bilden. 

Der Zweck des Zonenplanes ist einmal die Ab­
grenzung des Baulandes vom Gebiet, welches 
der Landwirtschaft erhalten werden soll. Man 
spricht oft von der Landwirtschaftszone oder 
bezeichnet diesen Gemeindeteil im Gegensatz zum 
Bauland als «Uhriges Gemeindeland». Es handelt 
«ich um Ackerland, Wiesen, Weiden und Wälder. 
Gebäude sind nur zulässig, soweit sie landwirt­
schaftlichen oder forstwirtschaftlichen Zwecken 
dienen. 

Innerhalb, des Baulandes werden wieder ver­
schiedene Zonen ausgeschieden und tan Plan ab­
gegrenzt. Innerhalb ein und derselben Zone gel­
ten die gleichen Bestimmungen und — eventuell 
— Einsohrähkungeo. So haben wir z. B . eine oder 
mehrere Wohnzonen, eine Industriezone, eine 
Wohn- und Gewerfceäone, eine Kernaooe uisw. 

Die verschiedenaa Wohnahwn unterscheiden 
•ich nieist durch die AuanubmingsmSgliohtoiten 
voneinander. In der Wohnzone 1 sind beispiels­
weise drei Vollgeachoese erlaubt, die Fläche darf 
Maximal überbaut weoden, die zulisajge G*bäta-
dehöhe beträgt höchstens 10 Meter. Es sei dar-
ftuf auftaerksam gemacht; daß e* eich bed .den 
bier aj^jegebeaen Zeilen vm frei ftftmiwMflip; 
len handelt, weUke öur der VerdJuU^üung 4 e s 

Beiapiete dieatü sollen. In der Wdbnzdne' 2 ihn) 

bereits ganz leichte Einschränkungen gemacht 
Die Zahl der Vollgeachoese beträgt zwar noch 3, 
die Gebäudehöhe auch noch 10 m, die Vollge 
schoßflächen dürfen zusammen aber nicht mehr 
als 50 Prozent der Grundstücksfläche groß sein. 
Es dürfen höchstens Vierfamilienhäuser errich 
tet werden. In einer Wohnzone 3 geht die Ein­
schränkung noch weiter: die Zahl der zulässigen 
Vollgesohosse beträgt nur noch 2, die Gebäude 
höhe 7 m, die AusnUtzungsziffer nur noch 30 
Prozent der Grundstücksfläche. So werden je 
nach Gemeinde, Geländegestaltung und Bedürf­
nis mehrere Zonen unterschieden, die miteinan­
der den Charakter des Wohnquartiers gemeinsam 
haben, sich aber durch verschiedene Ausnützunga-
möglichkeiten unterscheiden. 

Die Industriezone bezweckt die Reservierung 
von Raum für neue Industrien und die Trennung 
derselben vom Wohngebiet. Dadurch werden all 
fällige störende Einwirkungen infolge Lärm, 
Rauch, Geruch, Erschütterungen etc. auf «nach­
barliche Häuser verhindert. Andererseits sind d<e 
Industriebetriebe im Falle einer späteren Erwei­
terung nicht durch Wohnhäuser beihindert. Die 
Industriezone wird in .unserem Land wohl nie 
eine ^betragende Rolle.spielen, aber, sie dprf ge 
rade deshalb nicht übersehen weisen. Einmal' ge-
tfnachte Fehler lassen sich später fast nicht mehr 
korrigieren, handelt es sich doch ibei Industrie­
ibauten meist iUm sehr kostspielige Objekte, die 
man später, wenn sie sich plötzlich als störend 
oder falsch plaziert erweisen, nicht einfach ab 
ibrechen und versetzen kann. 

Die Wohn- und Gewerbezone ist neben Wohn­
bauten auch für nicht störende Gewerbebetriebe 
oder für Betriebe mit fü r die Nachbam zumut-
ibaren Einwirkungen bestimmt. Die Kernzone 
schUeßlich umfaßt normalerweise das Dorf Zen­
trum, wo eine geschlossene architektonische 
Grundgestaltung angestrebt wird, wo öffentliche 
und kulturelle Bauten geschaffen werden sollen 
oder wo ein besonderer Charakter der Gebäude 
erhalten werden soll. 

In den allgemeinen Zonenvorschriften werden 
die fü r die Verständlichkeit der Zonenvorschrif­
ten nötigen Erklärungen zu finden sein, Uber die 
Gestaltung der Gebäude, über Daohfonm, Dach 
durohibrüche wird das Wichtigste aufgeführt sein 
Da und dort wird es sich als zweckmäßig erwei­
sen, .bezüglich Stützmauern, Auffüllungen und 
Einfriedungen 'besondere Bestimmungen aufzu­
stellen. In Gebieten mit Spezialkulturen, z. B. 
Wingert, könnten besondere Abstandsvorschrif-
ten am Platze sein. Kurzum, alle Eigenarten der 
Geländegestalt und -kultur werden in den beson­
deren Bestimmungen ihren Niederschlag finden. 
Je kürzer und präziser, desto besser. Damit ist 
in graben Zügen das erwähnt, was Gemeindebau­
ordnung und Zonenplan — als Bestandteil des 
Ueberbauungsplan es — als untrennbare Einheit 
stempelt. 

Was enthält der Ueberbauungsplan? 
Dem Ueberbauungsplan obliegen nun noch ver­

schiedene Probleme der Ortsgestaltung, denken 
wir etwa an die Straßen, an Plätze, an öffentliche 
Bauten — Schulhäuser, Verwaltungsgebäude etc. 
— und Anlagern. Eis sollte doch zu denken geben, 
wenn man beim Durchfahren einer Ortschaft 
plötzlich ein Haus in die Straße hineinragen sieht, 
welches ^en Verkehr behindert und eine stetige 
Gefabrenquelle toUdet. Wir sind ohnehin kaum in 
der Lage, in unseren Gedanken und Planungen 
mit der enormm Steigerung des Straßenverkehrs 
Schritt zu halten, aber das Wichtigste voraukefh-
ren ist um so notwendiger. Was fü r bestehende 
Straßen gilt, das hat fü r zukünftige noch weit 
mehr Geltung. Wenn Irgendwo neue Quartiere 
peir Bebauurig überlassen werden, muß zqerst 
eine Frage gelöst sein: brauchen wir neue Stra­
ßen? Wenn ja; wo aöüen dieee zü' liegen kom-
meÄ, ilitfelt mUsBm flJe 
Ermessen sein, welche Bauatistänile sind not-
wd|lig? usw. Hier gilt vor alfefö jM'eilte Wort: 
W ä g e n m l&me «UHeBeia. JeflÄfalls Öf es 
digirt tel tMijpf. Soitßi 1% ^'dallär, <&ß 
dcKt auch in dlfc S&äBöb ünaerdi^ Generation 

neue Häuser gleich störrischen Eseln ihre Hin­
terteile hineinstrecken und den Verkehr behin­
dern. Sonst wäre die Nachwelt versucht, von den 
störrischen Eselin auf die Mentalität gewisser 
Bodenbesitzer zu schließen. Beim Ueberbauungs­
plan handelt es sich um eine vorsorgliche Maß­
nahme, die allerdings in dem Augenblick gelöst 
stein sollte, wenn die Bautätigkeit einsetzt. 
" Das Mittel der Gemeindebauordnung und des 

Ueberbaiuungsplanes sollte die Gemeinden in die 
Lage versetzen, für Ordnung zu sorgen. Eines 
allerdings sei betont und hat sich hundertfach 
erwiesen: es nützt der schönste und ibeste Plan 
und die vielfältigste Artlkelsammlung nichts, 

wenn sie in der Schublade verschwindet, wenn 
nicht die Behörden bemüht sind, den Bestimmun­
gen im Bedarfsfalle Nachdruck zu verleihen. 

Es ist bestimmt ein erhebender Anblick, ytmn 
man die Straßen einer alten Stadt durchwandert, 
z. B. Bern oder in unserer Nähe Fddkirch, die 
'breiten Straßen und Plätze, die vor Jahrhunder­
ten geplant und gebaut wurden. Welch .hoher 
Sinn für Ortsplanung mußte damals (herrschefn! 
Ob wohl die baulichen Leistungen unserer Zeit 
die Nachwelt ebenso ibeeindrucken werden? Es 
liegt an der Einstellung jedes einzelnen; jeder 
Leser dieser Zeilen sollte sich dessen bewußt 
sein! 

Die Faust aufs Auge 
(Korr.) Das Volksblatt hat sich wieder einmal 

mit Gesetzesauslegüng befaßt. Erfahrungsgemäß 
kommt dabei nichts Gutes heraus. In der Num­
mer 104 hat es aber mit seinem Artikel «Regie­
rung gegen Regierung» den Vogel abgeschossen 
und sich selbst überboten. Vielleicht haben die 
Volksblattleser sogar Veranlassung, einen Höhe­
punkt der falschen Reohtsauffassung und der 
Gesetzesunkenntnis ihres 'Blattes zu feiern. Die 
Behandlung einer V o r s t e l l u n g an die Re­
gierung bezeichnet das Volksblatt als «ebne Sa­
che, die jeder Rechtssicherheit die Faust aufs 
Auge setzt»; Alu Optbntet unterliegt' amn bei­
nahe der Versuchung, anzuneinmen, daß wir bei 
einem Wendepunkt angelangt sind.' Denn deut­
licher hätte das Volksblatt seihe Gesetzesun­
kenntnis nicht zugeben können. Das Gesetz Uber 
die allgemeine Landesverwaltungspflege sagt 
über die Vorstellung in Art. 89 ganz kar: 

«Mittels Vorstellung kann der durch ein Ver-
waltungsbot, eine Verfügung oder Entscheidung 
Betroffene entweder selbständig oder in Verbin­
dung mit der Beschwerde oder dem Einsprüche 
sich an die den Verwaltungsakt erlassende Be­
ihörde (Amtsperson) wenden mit dem Antrage 
auf Abänderung oder Rücknahme des von ihr 
erlassenen Verwaltungsaktes, weil er fehlerhaft 
oder gesetzwidrig sei, oder weil Umstände und 
Rücksichten vorlägen, die nach Ansicht des An­
tragstellers entweder gar nicht oder nicht in 
ausreichendem Maße 'berücksichtigt worden sind.» 

Das scheint dem Volksblatt fremd. Darum hat 
es ein Geständnis seiner Unwissenheit abgelegt. 
Das Gesetz führt weiter aus: 

«Wenn die Vorstellung innerhalb der Be­
schwerde- und Einspruchsfrist eingereicht wor­
den und die Regierung oder die Amtsperson nicht 

in der Lage ist, dem Verlangen der Partei zu 
entsprechen, so ist die Vorstellung als Beschwer­
de bzw. Einspruch zu behandeln, aafletm die Par­
tei nicht ausdrücklich auf letzteres versichtet 
hat.» 

Davon hat aber das Volksblatt noch Viel we­
niger eine Ahnung, sonst könnte es doch um 
alles in der Welt nicht die Auffiassung vertre­
ten, daß durch die Vorstellung die Regienung 
als R i c h t e r i n e i g e n e r S a c h e - der 
«Rechtssicherheit die Faust aufs Auge Setzt»! 
Es tut einem Demokraten in der Seele web, wenn 
er etwüs "I>era£tig<ea lierf, ünä .«5 "ttBt.'BeSäe T&örf" 
nesader anschwellen," wenn er erfahren muß, daß 
das nicht im Schulaufsatz eines iDrittfcläßlers, 
sondern im Organ der Mehrheitspartei zu lesen 
sei. 

Wenn von allen anderen kühnen Behauptun­
gen abgesehen und völlig übergangen wird, daß 
der Regierungsrat der Mehrheitspartei weit ent­
fernt davon war, zu erklären, daß er «niefat Hand 
zu leihen gedenke» fü r diese «Rechtsunsicher-
ihelt», sondern eben nach Parteiinstruktion han­
delte, so (bleibt die» Tatsache einer derart krassen 
Gesetzesunkenntnis immer noch beschämend und 
'beunruhigend als ernste Wamulng bestehen, daß 
dort keine Rechtssicherheit selii ltaÜ^, wo keine 
Gesetzeskenntnis ist. 

Die Faust aufs Auge setzt der Rechtssicherheit 
eine Ausführung über eM g&£tzlich geregeltes 
Verfahren in derart ibeschämender Unwissenheit, 
in derart mißverstandener Auslegung, daß dar­
über mit Schaudern nur gesagt' ^^dfen kann: 

«Mich ängstigt das Verfängliche 
Im widrigen Geschwät?» (Goethe). 

Fttrstentain 
Liechtenstein 

Alpabfahrtm. 
Ihr Matten, lebt wohl! 
Ihr sonnigen Weiden! 
Der Senne muß scheiden, 
Der Sommer ist hin. 

In V a d u z herrschte am letzten Samstag über­
all dort, wo man die Alpabfiaihrt aus Malbun se­
hen konnte, Freude, denn wieder einmal wurden 
über ein Dutzend schöne, wohlgenährte KUh?, 
geschmückt mit Stuhl, Maien und Plumpe, an der 
Spitze der langen Halbe getrieben. Was Wunder, 
daß speziell die zablrdohen Fremden mit Beifall 
nicht kargten und sich mit ihren Photoapparaten 
freundliche Bilder zur Erinnerung an ihren Auf­
enthalt in den «Berchen» sicherten. 

Alis Gusohg, Stachler und yordervalorsch war 
das Vieh schon vorher nach S c h a a n verbracht 
worden. A m Montag folgte der Hlrte aus d^m 
Mittlervalorsch und die Gritscher rüsten sich zur 
Heimtehr in den- nächsten Tagen. 

Äbebfails am Samstag ertöpte in B a u e r s 
HerdengelÄute, dehn die^ Kühe aus Gapfeid und 
Guschgflel, sowie dfe Rinder von Güschgle und 
Mattla wurden ihren Besitzern zurückgebracht. 

[an6 vo? Laiwaia-jist auf ,4ö 
' j^TPÜ» Vöüna'Söjiair Ak aufdiS 

AuMohi gebotenen.; T f c i & t e n & t i 

also, wie meistens, den Schlußpunkt unter die 
Alpabfahrten. 

Möchten nun die Viehpreise noch einen zweiten 
Ruck in die Höhe nehmen, nachdem' der erste 
ibereits schon bei den Viehverkäufen der letzten 
Zeit zu erkennen war. Hat der Bauer Geld, hat 
die ganze Welt. — . 

RuggeU. Auswanderung. (Einges.) 

Am 14. September verließ Gerda Heeb ihre 
Heimat. Sie begleitet die seit Monaten auf Be­
such weilende Frau Pauline Gude übir den gro­
ßen Teich nach Los Angeles. Wir wCkoschen der 
unternehmungslustigen Gerda alles dfück in der 
neuen Heimat und rufen den beiden' '«Auf Wie­
dersehen» zu. 

9ßbe rofinften ©lü* trab Sefiett 

Die Hand zum Lebensbunde werden sich rei­
chen in 

S c h a a n 

Herr Edwin Quaderer, von und in Schaan, 
und Fräulein Marlies Amanjn, von und in Vaduz; 
Herr Lottar Ospelt, Sbbaaa, uu} Fräulein 
Elsy Zellweger, aus St. Galle», sowie 

jfytfr Erwin Matt, Buchbinder in Schaan, und 
Fräulön Andi MUMIeltner, von Schwanenstadt 
(Ofierösterreich), Erzieheritt im Kinderdorf inst . 


